
Fast 90.000 Asylanträge
2015, illegaler Grenz -
übertritt und Transit

durch Österreich von weiteren
Hunderttausenden Menschen,
überfüllte Aufnahmezentren,
Zeltdörfer und Containerquar-
tiere – all das führte zu chaoti-
schen Zuständen und staatli-
che Strukturen gerieten an und
über die Belastungsgrenze.
Was als Merkmal vom Höhe-
punkt der Migrationskrise in
den Jahren 2015/16 bleibt, ist,
dass Österreich an den Gren-
zen zu Ungarn und Slowenien
die Kontrolle über sein Terri-
torium faktisch verloren hat.
Das führte in der österreichischen Be-
völkerung zu einem massiven Vertrau-
ensverlust in die staatlichen Institutio-
nen, hatte aber auch eine massive Ver-
unsicherung in den Behörden selbst zur
Folge. 

Innenminister Herbert Kickl will
nach der Migrationskrise das Vertrauen
der Bevölkerung zurückgewinnen und
Sicherheit für die Behörden schaffen.
Er gab den Auftrag, im Bundesministe-

rium für Inneres eine neue Sektion für
das Fremdenrecht einzurichten. „Ein
System darf nicht nur im Normalbetrieb
funktionieren, es muss auch für Zeiten
größter Anspannung gerüstet sein. Es
gilt, die Organisation des Fremdenwe-
sens auf die neuen globalen Rahmenbe-
dingungen einzustellen“, sagt Innenmi-
nister Kickl. Die Sektion „Fremdenwe-
sen“ soll es Anfang 2019 geben. Res-
sourcen und Prozesse von Grenzschutz

und Fremdenpolizei über
Asyl, Grundversorgung, Auf-
enthaltswesen und Staatsbür-
gerschaft bis hin zur Rück-
kehr werden gebündelt.  

Strukturen stärken und kri-
senfest machen. Einer der
Schwerpunkte der neuen Sek-
tion wird die externe Dimen-
sion der Migration sein. Dies
hat im Zusammenwirken der
europäischen Staaten aber
auch für die Kooperation mit
Transit- und Herkunftsregio-
nen besondere Bedeutung.
Durch Effizienzsteigerung
sollen Strukturen gestärkt und

krisenfest gemacht werden. 

Bei der Gründung der neuen Sektion
wird der Direktor des Bundesamtes für
Fremdenwesen und Asyl, Mag. Wolf-
gang Taucher, beratend zur Seite ste-
hen. Innenminister Kickl hat Taucher
aufgrund seiner langjährigen Erfahrung
– unter anderem in der EU-Asylagentur
– ersucht, das Projekt in der Grün-
dungsphase zu begleiten.
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Krisenfeste Strukturen
Die Einrichtung der neuen Sektion „Fremdenwesen“ im Innenministerium ist ein wesentlicher Beitrag,

um auf globale Migrationsherausforderungen zukünftig besser vorbereitet zu sein.

Fremdenwesen: Durch Effizienzsteigerung sollen Strukturen 
gestärkt und krisenfest gemacht werden.

Attraktiver gestalten
Mag. Karoline Edtstadler, Staatsse-

kretärin im Bundesministerium für Inne-
res, schickt eine Novelle des Zivildienst-
gesetzes in Begutachtung, mit der der Zi-
vildienst für junge Männer attraktiver
gestaltet und zugleich Bürokratie abge-
baut werden soll. „Zivildiener sind wich-
tige Leistungsträger unserer Gesellschaft
und vor allem für die soziale Infrastruk-
tur äußerst bedeutsam“, sagt Edtstadler.
2017 wurden 14.907 Männer den 1.700
Zivildienstorganisationen zugewiesen.
Die Bedarfsdeckung lag bei rund 93 Pro-
zent. 

Änderungen. Zivildienstleistende sol-
len während ihres Zivildienstes ein auf
E-Learning basierendes Ausbildungsmo-
dul zum Thema Staatsbürgerschaftskun-
de absolvieren. Dabei soll den jungen
Männern Basiswissen über die Geschich-

te Österreichs, die Grundprinzipien der
Verfassung, die Grund- und Freiheits-
rechte sowie der Weg der Bundesgesetz-
gebung und das Recht der Europäischen
Union vermittelt werden. Besteht der Zi-
vildienstleistende den E-Learning-Test,
soll eine Eintragung in die Kompetenzbi-
lanz erfolgen. Derzeit werden Zivildiens t -
 einrichtungen auf unbestimmte Zeit aner-
kannt. Künftig soll Einrichtungen, die

über drei Jahre keinen Bedarf angemel-
det haben, die Anerkennung automatisch
entzogen werden. Derzeit ist eine vorzei-
tige Entlassung eines Zivildienstleisten-
den aus gesundheitlichen Gründen bei
einer durchgehenden Dienstunfähigkeit
von 18 Tagen möglich. Das hatte in der
Praxis vermehrt Kettenkrankenstände
zur Folge. Ist der Zivildienstleistende in-
nerhalb dieses 18-Tage-Zeitraums nur ei-
nen Tag in der Einrichtung, beginnt die
18-Tage-Frist von neuem zu laufen.
Zukünftig soll es eine maximal mögliche
Krankenstandsdauer von 21 Kalenderta-
gen geben – unabhängig davon, ob der
Zivildiener dazwischen wieder tageweise
in der Einrichtung anwesend ist. Bei Er-
reichen dieser Dauer wird der Zivildie-
ner künftig automatisch vorzeitig aus
dem Zivildienst entlassen. Die größten
Trägerorganisationen sind Rettungsorga-
nisationen und Katastrophenschutzein-
richtungen sowie Pflegeeinrichtungen. 

Karoline Edtstadler: „Neuerungen sol-
len den Zivildienst attraktiver machen.“
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